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Einleitung 
Einleitung 

I. Status quo 
I. Status quo 

Die Anerkennung und Vollstreckung drittstaatlicher Entscheidungen spielt 

eine immer größere Rolle bei der grenzüberschreitenden wirtschaftlichen 

Betätigung von Unternehmen und Privatpersonen. Gerichtliche Entscheidun-

gen sind staatliche Hoheitsakte und entfalten deshalb grundsätzlich nur dort 

Wirkung, wo der Staat, in dem sie ergangen sind, Hoheitsgewalt ausüben 

kann, d.  h. innerhalb seiner Staatsgrenzen.1 In jahrhundertelanger Rechtspre-

chung – zurückreichend auf die Digesten – findet sich die Bestimmung „extra 

territorium ius dicenti impune non paretur“ und dieses grundlegende Prinzip 

der Territorialhoheit bildet auch im heutigen Anerkennungsrecht den zentra-

len Ausgangspunkt.2 Ein Urteil, das in einem Drittstaat ergeht, ist somit nicht 

zwangsläufig – etwa als Grundlage für eine Vollstreckungshandlung – im 

Inland verwendbar, sodass es regelmäßig zur grenzüberschreitenden Gel-

tendmachung der jeweiligen Entscheidung der Anerkennung und Vollstreck-

barerklärung im Zweitstaat bedarf.3 Welchen Voraussetzungen der jeweilige 

Staat die Anerkennung und Vollstreckung einer drittstaatlichen Entscheidung 

unterstellt, ob er beispielsweise eine Anerkennung ausschließlich im Rahmen 
                                                                    

1 Statt aller v. Hoffmann/Thorn, IPR, § 3 Rn. 149; Linke/Hau, IZVR, Rn. 412; Schack, 

IZVR, Rn. 865; Schütze, Anerkennung und Vollstreckung deutscher Urteile im Ausland, 

S. 11. 
2 Die vollständige Digestenstelle lautet: „PAULUS libro primo ad edictum Extra terri-

torium ius dicenti impune non paretur. idem est, et si supra iuridictionem suam velit ius 

dicere.“ („PAULUS im 1. Buch zum Edikt Außerhalb des Gebietes, für das er zuständig 

ist, wird dem, der Recht spricht, straflos der Gehorsam verweigert. Ebenso ist es auch, 

wenn er über seine sachliche Zuständigkeit hinaus Recht sprechen will.“); Dig. II, 1, 20; 

zit. nach und übersetzt von Behrends/Knütel/Kupisch/Seiler, Corpus Iuris Civilis, II, 

S. 177; vgl. Schütze, in: FS Geimer, 1025 (1025); Schärtl, Das Spiegelbildprinzip im 

Rechtsverkehr mit ausländischen Staatenverbindungen, S. 10; siehe zudem exemplarisch 

die Ausführungen des englischen House of Lords in der Entscheidung Sirdar Gurdyal 

Singh v Rajah of Faridkote aus dem 19. Jahrhundert: „All jurisdiction is properly territori-

al, and ‘extra territorium jus dicenti, impune non paretur’.“, Sirdar Gurdyal Singh v Rajah 

of Faridkote [1894] A. C. 670 (683); vgl. Emerson Read, Recognition and Enforcement of 

Foreign Judgments in the Common Law Units of the British Commonwealth, S. 127; 

Mapesbury, Dicey, Morris and Collins on The Conflict of Laws, S. 690; James, Comp. 

Law Yearbook of Int’l Business 1991, 93 (96). 
3 Linke/Hau, IZVR, Rn. 412; Schütze, Anerkennung und Vollstreckung deutscher Ur-

teile im Ausland, S. 11. 
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staatsvertraglicher Regelungen – wie es sich etwa in den Niederlanden4 be-

obachten lässt – vorsieht oder diese grundsätzlich ablehnt, ist jeweils der 

einzelnen Rechtsordnung überlassen.5 Trotz des Fehlens einer allgemeinen 

Verpflichtung zur Anerkennung ausländischer Hoheitsakte6 erfolgt eine An-

erkennung jedoch in (fast) allen Staaten unter bestimmten Voraussetzungen, 

um die eigene inländische Justiz zu entlasten und den „internationalen Ent-

scheidungseinklang“ zu fördern.7 Zudem spielen bei der Anerkennung dritt-

                                                                    
4 So normiert Art. 431 des niederländischen Wetboek van Burgerlijke Rechtsvordering: 

„(1) Behoudens het bepaalde in de artikelen 985–994, kunnen noch beslissingen, door 

vreemde rechters gegeven, noch buiten Nederland verleden authentieke akten binnen 

Nederland ten uitvoer worden gelegd. (2) De gedingen kunnen opnieuw bij de Nederlandse 

rechter worden behandeld en afgedaan.“ Im niederländischen Recht findet folglich eine 

Anerkennung und Vollstreckung drittstaatlicher Gerichtsentscheidungen grundsätzlich nur 

nach den Regelungen der Artt. 985–994 (welche die Anerkennung nach staatsvertraglichen 

Regelungen zum Gegenstand haben) statt. Dabei besteht nach Abs. 2 die Möglichkeit, den 

Rechtsstreit erneut vor einem niederländischen Richter zu verhandeln, vgl. ausführlich 

Rosner, Cross-Border Recognition and Enforcement of Foreign Money Judgments in Civil 

and Commercial Matters, S. 12 ff.; Storm, in: Platto/Horton, Enforcement of Foreign 

Judgments Worldwide, 158 f.; Juenger, AmJCompL 36 (1988), 1 (26 f.).  
5 Gottwald, in: MüKo ZPO, § 328 Rn. 1; Kallmann, Anerkennung und Vollstreckung 

ausländischer Zivilurteile und gerichtlicher Vergleiche, S. 3; v. Hoffmann/Thorn, IPR, § 3 

Rn. 149; Nagel/Gottwald, IZPR, § 12 Rn. 102; Schack, IZVR, Rn. 865; Schütze, in: FS 

Geimer, 1025 (1025); siehe ausführlich zu den einzelnen Ansätzen Hou, Comparative Ana-

lysis of the Korean Approach to Recognition and Enforcement of Foreign Money Judgments, 

S. 2 ff. Bereits in dem grundlegenden Werk Feuerbachs findet sich diesbezüglich die fol-

gende Aussage: „Freilich bleibt es aber der Regierung jeden Staates überlassen, den Umfang 

und die Grenzen dieser Verbindlichkeit nach eigener weiser Beurtheilung zu ermessen, denn 

der völkerrechtliche Verein ist kein Völkerstaat.“, Feuerbach, Themis oder Beiträge zur 

Gesetzgebung, S. 85; vgl. Fricke, Anerkennungszuständigkeit zwischen Spiegelbildgrund-

satz und Generalklausel, S. 65; ders., Die autonome Anerkennungszuständigkeitsregel im 

deutschen Recht des 19. Jahrhunderts, S. 14 f.; Schärtl, Das Spiegelbildprinzip im Rechts-

verkehr mit ausländischen Staatenverbindungen, S. 58; Schindler, Durchbrechungen des 

Spiegelbildprinzips bei der Anerkennung ausländischer Entscheidungen, S. 233. 
6 Die Lehre der comitas gentium oder auch doctrine of comity setzte sich als Prinzip 

des Anerkennungsrechts im deutschen Recht nicht durch und begründete dementsprechend 

keine völkerrechtliche Anerkennungspflicht, vgl. Geimer, Anerkennung ausländischer 

Entscheidungen in Deutschland, S. 11; ders., IZPR, Rn. 192b; ders., in: Geimer/Schütze, 

Internationale Urteilsanerkennung, Bd. I/2, S. 1359; Gottwald, in: MüKo ZPO, § 328 

Rn. 1; Roth, in: Stein/Jonas, ZPO, § 328 Rn. 1; Schack, IZVR, Rn. 876; v. Hoffmann/

Thorn, IPR, § 3 Rn. 149; Schütze, DIZPR, Rn. 287; zur diesbezüglichen Entwicklung im 

Common Law siehe ausführlich Kap. I § 4 II. 
7 Geimer, in: Geimer/Schütze, Internationale Urteilsanerkennung, Bd. I/2, S. 1367 f.; 

ders., in: Zöller, ZPO, § 328 Rn. 4; Schack, IZVR, Rn. 876 ff.; Spickhoff, ZZP 108 (1995), 

475 (484); siehe auch v. Hoffmann/Thorn, IPR, § 3 Rn. 149; einen Überblick über unter-

schiedliche Anerkennungssysteme liefert Nagel, DB 1969, 2323 (2324 ff.); zur „Interes-

senlage bei der Anerkennung und Vollstreckbarerklärung“ sehr instruktiv Becker, Grund-

rechtsschutz bei der Anerkennung und Vollstreckbarerklärung im europäischen Zivilver-
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staatlicher Entscheidungen regelmäßig rechtspolitische Motive bzw. „Gegen-

seitigkeitserwägungen“ eine nicht zu vernachlässigende Rolle.8 Die konse-

quente Versagung der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer bzw. 

drittstaatlicher Urteile würde – neben einer gravierenden Hemmung des in-

ternationalen Rechtsverkehrs – zu einem massiven Rechtsverlust der jeweili-

gen Gläubiger der grenzüberschreitend erwirkten Urteile führen.9 Zu diesen 

Motiven der Urteilsanerkennung führte v. Wächter bereits im Jahr 1842 aus: 

„Eine rechtliche Nothwendigkeit und Verpflichtung eines Staates, rechtskräftige Erkennt-

nisse, welche die Richter eines fremden Staates fällten, unbedingt zu vollstrecken, läßt sich 

nicht nachweisen. Denn an das, was ein fremder Staat für formelles oder materielles Recht 

erkennt, kann unser Staat nicht gebunden, noch weniger verpflichtet seyn, seine Hand zur 

Vollstreckung eines Erkenntnisses unbedingt zu bieten, das nach seinen Ansichten und 

Grundsäzen die gröbste Ungerechtigkeit enthält. Allein das völkerrechtliche Verhältniß 

und das Interesse der eigenen Unterthanen gebietet hier jedem Staate, nicht auf Dem zu 

beharren, was sein strenges Recht ist, und hier Einräumungen zu machen. Wie weit er in 

diesen Einräumungen gehen will, ist lediglich seine Sache.“10 

Im Hinblick auf die zunehmende Internationalisierung und Europäisierung 

rechtlicher Beziehungen, die mit der wachsenden grenzüberschreitenden 

Wirtschaftsbetätigung notwendigerweise einhergehen, wird die Frage, inwie-

weit die Erstreckung der Wirkungen drittstaatlicher Entscheidungen auf das 

Inland möglich ist, von immer größerer Bedeutung.11 Doch trotz der hohen 

Relevanz der Thematik der Anerkennung und Vollstreckung drittstaatlicher 

Entscheidungen für den nationalen wie auch innergemeinschaftlichen Rechts-

verkehr ist die Regelung dieser Materie in Europa nach wie vor sehr unüber-

sichtlich.12 Es finden sich zahlreiche Rechtsakte unterschiedlichster Rechtsna-

tur und Herkunft und dies in jeweils unterschiedlichem Umfang. Neben den 

jeweiligen autonomen nationalen Regelungen, wie etwa in Deutschland den 

§§ 328, 722, 723 ZPO oder den – wenngleich nur rudimentären – Regelungen 

der Art. 509 Nouveau Code de procédure civile (NCPC) und Artt. 2123, 2128 

                                                           
fahrensrecht, S. 54 ff.; Schärtl, Das Spiegelbildprinzip im Rechtsverkehr mit ausländischen 

Staatenverbindungen, S. 19 ff. 
8 Siehe etwa Juenger, AmJCompL 36 (1988), 1 (7 ff.); Schütze, in: FS Georgiades, 577 

(586 ff.). Zum Gegenseitigkeitsprinzip siehe ausführlich Kap. II § 10; zu den Motiven 

hinsichtlich der internationalen Urteilsanerkennung siehe auch Shapira, Tel Aviv Univ. 

Stud. L. 1977, 171 (172 f.). 
9 Vgl. Süß, in: FS Rosenberg, 229 (230) und das von ihm genannte Beispiel, in dem ei-

nem Gläubiger aufgrund mangelnden Gerichtsstands im Inland und Versagung der Aner-

kennung der ausländischen Entscheidung faktisch der Rechtsschutz entzogen würde; siehe 

auch Schütze, DIZPR, Rn. 287; Schack, IZVR, Rn. 877. 
10 v. Wächter, AcP 25 (1842), 361 (417); vgl. Gottwald, ZZP 103 (1990), 257 (257). 
11 Ebenso statt vieler Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, § 328 Rn. 8; die 

Bedeutung der (autonomen) Regelungen hinsichtlich der Anerkennung und Vollstreckung 

ausländischer Entscheidungen betont ebenfalls Sonnentag, CPR 4 (2013), 21 (22). 
12 Ähnlich bereits Martiny, in: Hdb. IZVR III/1, S. 8. 


